Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache Vl/1382 (neu) 


Der Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit 


Bonn-Bad Godesberg 1, den 4. November 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Richtlinien für den Bundesjugendplan 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Henze, 
Burger, Dr. Fudis, Frau Stommel und Genossen 
- Drucksache VI/1296 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Wird bei der Erarbeitung der neuen Richtlinien für den Bundes- 
jugendplan berücksichtigt, daß nur solche Träger als förderungs- 
würdig anerkannt werden, die die Gewähr für eine den Zielen 
des Grundgesetzes förderliche Arbeit bieten und die parlamen- 
tarisch-repräsentative Willensbildung bejahen? 


Nach den kurz vor ihrer Verkündung stehenden neuen Richt- 
linien für den Bundesjugendplan ist die Förderung freier Träger 
weiterhin davon abhängig, daß die Träger Gewähr für eine 
den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit und für eine 
sachgerechte, zweckentsprechende und wirtschaftliche Verwen- 
dung der Mittel bieten. Aufgrund des Wunsches vieler Träger 
der Jugendhilfe wird dieser aus dem § 9 Jugendwohlfahrtsgesetz 
übernommene Grundsatz im neuen Richtlinien-Entwurf erläu- 
tert. Dort wird in Nr, 1 Absatz 3 ausdrücklich festgelegt, daß 
eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit die „Be- 
jahung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung und der 
parlamentarisch-repräsentativen Willensbildung" verlangt. 


2. Wie steht die Bundesregierung dazu, daß laut Bulletin das 
Bundesjugendkuratorium mehrheitlich die „besondere Unter- 
streichung der parlamentarisch-repräsentativen Willensbildung 
als Förderungsvoraussetzung" nicht für angebracht hält? 

Das Bundesjugendkuratorium hat in seiner Sitzung am 879. 
Oktober 1970 den Richtlinien-Entwurf beraten und eine Anzahl 
Änderungsvorschläge gemacht, denen weitgehend entsprochen 
werden kann. 
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Der Vorschlag, die Worte „und der parlamentarisch-repräsen- 
tativen Willensbildung" zu streichen, wurde einerseits mit der 
Besorgnis begründet, die Diskussion über eine Fortentwicklung 
unserer staatlichen Grundordnung im Rahmen der politischen 
Bildung könne erschwert werden, andererseits wurde auch die 
Ansicht vertreten, die Bejahung der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung umfasse die Zustimmung zur parlamentarisch- 
repräsentativen Willensbildung, so daß der Fortfall dieser 
Worte einen Pleonasmus vermeiden könnte. Kein Mitglied des 
Bundesjugendkuratoriums stellte die parlamentarisch-repräsen- 
tative Willensbildung infrage. 

Die Bundesregierung teilt die genannten Einwendungen nicht. 
Sie ist insbesondere der Auffassung, daß im Rahmen der grund- 
gesetzlich gewährleisteten Meinungsfreiheit selbstverständlich 
auch die Weiterentwicklung unserer staatlichen Grundordnung 
auf den von der Verfassung gebotenen Wegen erörtert und 
behandelt werden kann. Sie wird deshalb in diesem Punkte der 
Empfehlung des Bundesjugendkuratoriums nicht folgen. 


Käte Strobel 



